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Soll der „Demokratietag“ ein „Anti-AfD-Tag“ sein? 
 
Anfrage der Abgeordneten Holger Fricke, Jan Timke und Fraktion Bündnis Deutsch-
land 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Teilt der Bremer Senat die von der Abgeordneten Miriam Strunge (Die Linke) in der Sit-
zung der Bremischen Bürgerschaft am 23. Januar 2025 vertretende Auffassung, dass der 
vom Parlament mehrheitlich beschlossene „Demokratietag“ von den Schulen auch als ein 
„Anti-AfD-Tag“ organisiert werden kann? 
 
2. Wie ist die Äußerung der Abgeordneten Miriam Strunge aus Sicht des Senats mit Blick 
auf die verfassungsrechtliche Pflicht des Staates zur parteipolitischen Neutralität, dem 
auch die öffentlichen Schulen unterworfen sind, zu bewerten? 
 
3. Stimmt der Senat der Aussage zu, dass am Demokratietag an den Schulen parteiunab-
hängig vor allen Formen extremistischer Bestrebungen im Land Bremen aufgeklärt und 
gewarnt werden soll, und wenn ja, wie will man dafür Sorge tragen, dass diese Vorgabe in 
der Unterrichtspraxis umgesetzt wird? 

Zu Frage 1: 
Dem Senat obliegt es nicht, die politischen Äußerungen einer Abgeordneten zu bewerten. 

Zu Frage 2: 
In Bezug auf die Äußerungen einer Abgeordneten gilt das zu Frage 1 ausgeführte.  
Einzugehen ist indes auf die von den Fragestellenden behauptete Verpflichtung zur partei-
politischen Neutralität an öffentlichen Schulen, denn eine vollständige politische Neutralität 
von verbeamteten oder tarifbeschäftigten Lehrkräften oder anderen pädagogischen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in der Schule gibt es nicht.  
Es ist richtig, dass das Beamtenrecht Lehrerinnen und Lehrer verpflichtet, ihre Aufgaben 
unparteiisch zu erfüllen und sich durch ihr ganzes Verhalten zu der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhaltung 
einzutreten. Betätigen sich Lehrerinnen und Lehrer politisch, müssen sie die Mäßigung 
und Zurückhaltung wahren, die sich aus ihrer Stellung gegenüber der Allgemeinheit und 
aus der Rücksicht auf die Pflichten ihres Amtes ergibt – so § 33 Beamtenstatusgesetz. 
Lehrkräfte sind dem Bremischen Schulgesetz und der Landesverfassung verpflichtet. Laut 
Landesverfassung ist es der Auftrag der Schule, zu einer Gemeinschaftsgesinnung zu er-
ziehen, „die auf der Achtung vor der Würde jedes Menschen und auf dem Willen zu sozia-
ler Gerechtigkeit und politischer Verantwortung beruht“ (Artikel 26 Nr. 1 Bremische Lan-
desverfassung).  
Das heißt konkret: Für Lehrkräfte endet jede Neutralität dort, wo Grund- und Menschen-
rechte in Frage gestellt werden oder z. B. rassistische oder rechtsextreme Positionen ver-
treten werden. Hier sind Lehrkräfte verpflichtet, derartige Positionen – auch wenn sie von 
wählbaren politischen Parteien kommen – anzusprechen und sachlich einzuordnen.  
Die Lehrkräfte handeln in Unterricht und Schulleben dabei auch entsprechend der Richtli-
nie zu „Werbung an Schulen“, nach der die Werbung für oder gegen politische Parteien 
und parteiähnliche Vereinigungen, auch bei Bürgerschafts- und Bundestagswahlen, nicht 
zulässig ist. Grundsätzlich zulässig ist aber Werbung, die zum Engagement für die Durch-
setzung politischer Ziele auffordert. 
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Zu Frage 3: 
Ein Demokratietag kann und soll von Schulen mit individueller, gerne unterschiedlicher in-
haltlicher Ausrichtung gestaltet und durchgeführt werden. Der Senat macht hierzu keine 
Vorgaben und begrüßt im Übrigen Schwerpunktsetzungen, bei denen die Interessen der 
Schüler:innen berücksichtigt werden und diese direkt beteiligt sind an der Gestaltung.  
Der Senat ist der Auffassung, dass die Lehrkräfte im Land Bremen im Sinne von Schulge-
setz und Landesverfassung dabei die Erziehung der Schüler:innen zur Bereitschaft, politi-
sche und soziale Verantwortung zu übernehmen im Blick haben (§5 BremSchulG). Im Üb-
rigen gilt für die fachliche Arbeit der Lehrkräfte auch im Kontext eines Demokratietages der 
bewährte Beutelsbacher Konsens der politischen Bildung mit seinem Kontroversitätsgebot, 
d.h. was in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert wird, muss auch im Unterricht kontro-
vers dargestellt werden, dem Überwältigungsverbot (auch „Indoktrinationsverbot“ genannt) 
und dem Ziel, Schülerinnen und Schüler in die Lage zu versetzen, eine politische Situation 
und ihre eigene Interessenlage zu analysieren sowie nach Mitteln und Wegen zu suchen, 
die vorgefundene politische Lage im Sinne ihrer Interessen zu beeinflussen. Damit ist das 
Ziel eines Demokratietages sehr gut beschrieben. 
 


